
1

INHALT

1.	 Einführung
2.	Direktverkäufe (ohne Einschaltung einer Plattform)

2.1	 Vorbemerkungen
2.2	 Innergemeinschaftliche Fernverkäufe
2.3	 Fernverkäufe aus dem Drittland

3.	 Lieferungen über elektronische Marktplätze
3.1	 Vorbemerkungen
3.2	 Ausschließlich inländische Sachverhalte — Anwendung 

der sog. „Ladenrechtsprechung“
3.3	 Sachverhalte mit Drittlandsbezug — Lieferkettenfiktion 

nach § 3 Abs. 3a UStG
3.3.1	 Überblick
3.3.2	Drittlandsbezug des Online-Händlers — Innerge-

meinschaftliche Lieferkettenfiktion, § 3 Abs. 3a 
Satz 1 UStG

3.3.3	Drittlandsbezug der Ware — Lieferkettenfiktion bei 
Kleinbetragslieferungen, § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG

3.4	 Marktplatzhaftung
3.4.1	 Anwendungsbereich
3.4.2	Marktplatzhaftung im Kurz-Überblick

3.5	 Fulfillment durch die Online-Plattform
3.5.1	 Allgemeines
3.5.2	Umsatzsteuerliche Besonderheiten bei grenzüber-

schreitenden Fulfillment-Strukturen
4.	Besondere Erklärungsverfahren

4.1	 Überblick
4.2	 Ablauf

1.  EINFÜHRUNG

Für Online-Händler wird das Geschäft über Handelsplattformen 
immer wichtiger. Gerade in diesem Bereich hat sich das Um-
satzsteuerrecht kontinuierlich weiterentwickelt. Die komplexen 
umsatzsteuerrechtlichen Regelungen dieses Massengeschäfts 
stellen sowohl Online-Händler als auch steuerliche Berater vor 
Herausforderungen.

Mit Wirkung zum 01.07.2021 hatte der Gesetzgeber Neurege-
lungen für den grenzüberschreitenden Warenverkehr im B2C-
Handel1 auf Basis des sog. Mehrwertsteuer-Digitalpakets II der 
EU geschaffen. Ziel dieser Neuregelungen ist in erster Linie eine 
EU-weite, einheitliche Besteuerung von Waren in dem Staat, in 
dem sie verbraucht werden. Hierdurch soll dem Wesen der Um-
satzsteuer als allgemeine Verbrauchsteuer bestmöglich Rech-
nung getragen werden. Zudem bezwecken die Vorschriften die 
Bekämpfung von Mehrwertsteuerausfällen und Mehrwertsteu-
erbetrug. Weitere wichtige Änderungen folgen sukzessive 2027 
und 2028 im Zuge der EU-Reform VAT in the Digital Age (ViDA).

2.  DIREKTVERKÄUFE (OHNE EINSCHALTUNG 
EINER PLATTFORM)

2.1  Vorbemerkungen
Das UStG differenziert zwischen Direktverkäufen der Händler 
an die Kunden einerseits sowie Verkäufen über elektronische 
Verkaufsplattformen andererseits. Erstere werden als Regelfall 
gesehen, wobei weiter differenziert wird, ob der Empfänger ein 
Unternehmer oder eine Privatperson ist. Handelt es sich um ei-
nen Unternehmer, findet eine Besteuerung nach den allgemeinen 
Regeln statt. Handelt es sich allerdings bei dem Empfänger um 
eine Privatperson oder ihr gleichgestellten Empfänger, so finden 
die besonderen Vorschriften über sog. Fernverkäufe in § 3c UStG 
Anwendung.

Wird eine Ware über eine Internetplattform verkauft, greifen 
wiederum Sondervorschriften: Entweder kann in Fällen mit Dritt-
landsbezug eine Lieferkette fingiert werden zwischen Händler, 
Plattform und Erwerber (§ 3 Abs. 3a UStG), oder es greift ein 
besonderes Haftungsregime für die Betreiber der Internet-
plattformen Anwendung (§ 25e UStG). Optional können Unter-
nehmer besondere Erklärungsverfahren in Anspruch nehmen, 
die gemeinhin als „One-Stop-Shop“ (OSS) und „Import-One-
Stop-Shop“ (IOSS) bezeichnet werden (§§ 18i bis 18k UStG). 
Hierdurch können Umsatzsteuererklärungen in allen EU-Mitglied-
staaten einheitlich abgegeben werden, ohne dass Einzelregistrie-
rungen in diesen Ländern notwendig werden.

1	 Business-to-consumer.
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Um Zugang zur umsatzsteuerlichen Behandlung von Lieferungen 
über Internetplattformen zu gewinnen, ist es notwendig, sich die 
umsatzsteuerlichen Regelungen des E-Commerce bei Direktlie-
ferungen zu vergegenwärtigen. Hier hat der Gesetzgeber die 
Regelungen über den (innergemeinschaftlichen) Fernverkauf 
geschaffen.

2.2  Innergemeinschaftliche Fernverkäufe
Nach § 3c Abs. 1 UStG wird ein sog. innergemeinschaftlicher 
Fernverkauf an dem Ort besteuert, wo die Beförderung oder 
Versendung einer Ware endet. Eine Lieferung ist ein innerge-
meinschaftlicher Fernverkauf, wenn kumulativ die nachfolgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind:

1.	 Lieferung eines Gegenstandes nach § 3 Abs. 1 UStG, also die 
Verschaffung von Verfügungsmacht über einen vornehmlich 
körperlichen Gegenstand mit der Möglichkeit des Empfängers, 
wie ein Eigentümer über die Waren zu verfügen.2

2.	 Der Gegenstand wird befördert oder versendet i. S. d. § 3 
Abs. 6 UStG.

3.	 Die Beförderung oder Versendung erfolgt durch den Lieferer 
oder für dessen Rechnung.

4.	 Die Beförderung oder Versendung beginnt im Gebiet eines 
Mitgliedstaates und endet im Gebiet eines anderen Mitglied-
staates.

HINWEIS Nicht relevant für das Vorliegen eines innergemein-
schaftlichen Fernverkaufs ist der Sitz des liefernden Unter-
nehmers. Dieser kann in Deutschland, in einem anderen Mit-
gliedstaat oder sogar in einem Drittland liegen. Entschei-
dend ist allein die Warenbewegung: Sofern diese aus-
schließlich innerhalb der EU stattfindet und dabei der Emp-
fangsstaat ein anderer ist als der Versendungsstaat, liegt 
regelmäßig ein innergemeinschaftlicher Fernverkauf nach 
§ 3c Abs. 1 UStG vor.

Liegt ein innergemeinschaftlicher Fernverkauf nach diesen 
Voraussetzungen vor, kommt es unter folgenden zusätzlichen 
Voraussetzungen zu der Verlagerung des Lieferorts nach dem 
Bestimmungslandsprinzip und einer entsprechenden Umsatzbe-
steuerung im Land des (Wohn-)Sitzes des Erwerbers:

•	 Der Erwerber ist eine Privatperson, eine juristische Person 
ohne Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (UStID-Nr.) oder 
ein sog. „Schwellenerwerber“. Bei Letzteren handelt es sich 
vornehmlich um Unternehmer, die keine innergemeinschaft-
lichen Erwerbe nach § 1a Abs. 1 UStG ausführen können und 
dadurch eine Besteuerung nach den allgemeinen Regeln 
zu Besteuerungslücken führen würde. Schwellenerwerber 
dürfen die Erwerbsschwelle nach § 1a Abs. 3 Nr. 2 UStG nicht 
überschreiten und nicht auf ihre Anwendung verzichten, § 3c 
Abs. 1 Satz 3 UStG. Diese Schwellenwerte werden von den 
Mitgliedstaaten selbst bestimmt.3

2	 BFH v. 08.09.2011, V R 43/10, DStR 2012, S. 460.
3	 In Deutschland beträgt die Erwerbsschwelle für innergemeinschaft-

liche Erwerbe 12.500 €.

HINWEIS Hintergrund dieser Regelung ist, dass bei einem 
grenzüberschreitenden B2B-Umsatz grundsätzlich eine Orts-
verschiebung auf den Empfängerort bereits durch die Besteu-
erung eines innergemeinschaftlichen Erwerbs nach §§ 1 Abs. 1 
Nr. 5, 1a UStG bewirkt wird und insofern die Anwendung des 
§ 3c UStG nicht erforderlich ist. Das gilt nicht, sofern an eine 
der in § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG genannten Personen geliefert 
wird, die Erwerbe in Höhe bis zu 12.500 € erzielen. In diesen 
Fällen besteht das Bedürfnis, für eine lückenlose Bestim-
mungslandbesteuerung auf § 3c UStG zurückzugreifen.

•	 Der Schwellenwert von 10.000 € wurde überschritten, § 3c 
Abs. 4 Satz 1 UStG.

HINWEIS Der Schwellenwert i. H. v. 10.000 € gilt für alle EU-
Mitgliedstaaten einheitlich. Der Schwellenwert setzt sich 
zusammen aus den getätigten innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen nach § 3c Abs. 1 UStG und den sonstigen Leistungen 
nach § 3a Abs. 5 UStG und gilt für beide Vorschriften glei-
chermaßen. Sollte dieser Schwellenwert nicht überschritten 
worden sein, besteht gleichwohl nach § 3c Abs. 4 Satz 2 UStG 
die Möglichkeit, auf die Anwendung dieser Vorschrift zu ver-
zichten. Hierfür ist der Unternehmer dann für mind. zwei 
Jahre gebunden, § 3c Abs. 4 Satz 2 UStG.

•	 Es handelt sich nicht:
	— um eine Lieferung neuer Fahrzeuge, § 3c Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 

UStG,
	— Montage- oder Installationslieferungen, § 3c Abs. 5 Satz 1 

Nr. 2 UStG,
	— die Lieferung eines Gegenstandes, der der Differenz

besteuerung nach § 25a UStG, § 3c Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 
UStG unterliegt oder

	— unter bestimmten Voraussetzungen4 die Lieferung ver-
brauchsteuerpflichtiger Waren, § 3c Abs. 5 Satz 2 UStG. 
Unter „Verbrauchsteuern“ sind Steuern wie etwa die 
Mineralölsteuer, die Biersteuer oder die Tabaksteuer zu 
verstehen.5

Diese zahlreichen Voraussetzungen verdeutlichen bereits die 
Komplexität der neuen Regelung. Dies sollte jedoch nicht darü-
ber hinwegtäuschen, dass viele der Voraussetzungen Rückaus-
nahmen betreffen, die in der Praxis relativ selten anzutreffen 
sind. So dürfte der Schwellenwert von 10.000 € in aller Regel 
auch bei Online-Händlern, die ihre Tätigkeit erst aufnehmen, 
überschritten sein. Gleichzeitig ist allerdings Vorsicht geboten 
und es muss trotzdem stets vollständig und sorgfältig geprüft 
werden. So können z. B. zunächst unerkannte Fälle der Differenz-
besteuerung im Online-Handel mit gebrauchten Waren durchaus 
vorkommen und eine erhebliche Auswirkung haben.

Liegen alle Voraussetzungen des § 3c UStG vor, findet entgegen 
der Grundregelung in § 3 Abs. 6 UStG eine Besteuerung im Be-
stimmungsland statt. Das hat ohne Weiteres zur Folge, dass der

4	 § 3c Abs. 1 bis 3 UStG finden bei der Lieferung verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren dann keine Anwendung, wenn der Empfänger ein 
Unternehmer ist, der ausschließlich steuerfreie Umsätze ausführt, 
die den Vorsteuerabzug ausschließen, § 3c Abs. 5 Satz 2 UStG 
i. V. m. § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG.

5	 Weymüller, BeckOK UStG, Weymüller, 47. Edition, Stand: 01.01.2026, 
§ 3c, Rn. 94.
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Händler auf den Nettoverkaufspreis die Umsatzsteuer nach dem 
jeweils im Bestimmungsland geltenden Umsatzsteuertarif hin-
zurechnen muss. Der Umsatz ist dabei grundsätzlich im Rahmen 
des Besteuerungsverfahrens im Bestimmungsland nach den dort 
geltenden Verfahrensvorschriften zu deklarieren. Das hätte insb. 
zur Folge, dass der Händler sich dort für die Zwecke der Umsatz-
steuer registrieren muss und sich die formalen Anforderungen 
seiner Rechnungen nach den jeweils dort geltenden Vorschriften 
richten.

Um dem Online-Händler, der grenzüberschreitend im B2C-
Geschäft Kunden beliefert, unverhältnismäßige Kosten durch 
umsatzsteuerliche Registrierungen und regelmäßige Erklärun-
gen in einer Vielzahl von Mitgliedstaaten zu ersparen (vor dem 
01.07.2021 noch zwingend erforderlich), hat der Gesetzgeber ab 
dem 01.07.2021 bei innergemeinschaftlichen Lieferungen nach 
§ 3c Abs. 1 UStG optional die Möglichkeit geschaffen, im Wege 
des sog. One-Stop-Shop-Verfahrens (OSS) mit einer einheitli-
chen elektronischen Erklärung die Umsätze aus innergemein-
schaftlichen Fernverkäufen für die gesamte EU zu melden, § 18j 
UStG (dazu unten unter 4.). In diesem Fall muss der Online-Händ-
ler auch keine Rechnungen mit offen ausgewiesener Umsatzsteu-
er ausstellen (§ 14a Abs. 2 Satz 2 UStG).

2.3  Fernverkäufe aus dem Drittland
Sofern eine Beförderung oder Versendung eines Gegenstandes 
nicht in einem anderen EU-Mitgliedstaat, sondern in einem Dritt-
land beginnt und in einem EU-Mitgliedstaat endet (Fernverkauf 
aus dem Drittland), sehen § 3c Abs. 2 und 3 UStG ebenso eine 
Besteuerung im Bestimmungsland vor.

Wie bei innergemeinschaftlichen Fernverkäufen muss auch hier 
der Erwerber eine Privatperson sein und darf kein Unternehmer 
i. S. d. § 2 UStG sein. Ebenso darf es sich nicht um die Lieferung 
von Gegenständen nach § 3c Abs. 5 UStG handeln.

Gleichwohl bestehen bei Fernverkäufen aus dem Drittland Beson-
derheiten: Zum einen bleibt die Schwellenwertregelung in § 3c 
Abs. 4 UStG unangewendet. Das steht mit dem Zweck der §§ 3c 
Abs. 2 und 3 UStG (Bekämpfung von Mehrwertsteuerbetrug) im 
Einklang.

Zum anderen differenziert der Gesetzgeber danach, in welchem 
Mitgliedstaat die Waren in das Zollgebiet eingeführt werden:

•	 Werden die Waren nicht im Empfangsmitgliedstaat, sondern 
in einem anderen Mitgliedstaat eingeführt, findet nach § 3c 
Abs. 2 UStG eine Besteuerung im Empfangsmitgliedstaat 
statt, sog. Transit-Einfuhr-Fernverkauf. Diese Regelung gilt 
unabhängig von einer Wertgrenze für die Ware.

•	 Wird die Ware dort eingeführt, wo die Beförderung oder Ver-
sendung endet, dann findet nach § 3c Abs. 3 Satz 1 UStG eine 
Besteuerung im Bestimmungsland nur statt, wenn das IOSS-
Verfahren genutzt wird (sog. Direkt-Einfuhr-Fernverkauf), 
d. h.:
1.	 Der Sachwert des gelieferten Gegenstandes liegt nicht 

über 150 € und
2.	 der Unternehmer deklariert die Umsätze im IOSS-Verfah-

ren nach § 18k UStG.

Außerhalb dieser Voraussetzungen kann sich nach § 3 Abs. 8 
UStG die Umsatzbesteuerung im Inland ergeben, wenn der 
Online-Händler (oder sein Beauftragter) Schuldner der Einfuhr-
umsatzsteuer ist.

HINWEIS Auch für Fernverkäufe aus dem Drittland spielt es 
keine Rolle, wo der Unternehmer seinen Sitz hat. Es kommt 
auf die Warenbewegung an.

Die Einfuhr kann nach § 5 Abs. 1 Nr. 7 UStG steuerfrei sein, wenn 
das besondere Besteuerungsverfahren des Import One Stop 
Shops (IOSS) nach § 18k UStG angewendet wird. Besteuert wird 
dann nur die Fernverkaufslieferung. Hintergrund ist, dass etwaige 
Einfuhrumsatzsteuer im IOSS-Verfahren nicht abgezogen werden 
kann und durch die Steuerfreiheit so eine Doppelbesteuerung 
vermieden wird.

3.  LIEFERUNGEN ÜBER ELEKTRONISCHE 
MARKTPLÄTZE

3.1  Vorbemerkungen
Wird bei einer Lieferung ein Online-Marktplatz zwischen dem 
Händler und dem Empfänger eingeschaltet, können unterschied-
liche steuerliche Konsequenzen zum Tragen kommen. Maßgeb-
liche Faktoren sind etwa, ob ein rein inländischer Sachverhalt 
gegeben ist oder hinsichtlich des Warenursprungs oder der Per-
son des Händlers ein Drittlandsbezug besteht. Ebenso ist es von 
Relevanz, ob eine Lieferung an eine Privatperson oder an einen 
anderen Unternehmer getätigt wird. Die steuerlichen Rechtsfol-
gen können dabei — je nach Fallgestaltung — z. B. ein Leistungs-
austausch zwischen Marktplatzbetreiber und Erwerber aufgrund 
der sog. Ladenrechtsprechung (dazu unter 3.2), eine Lieferket-
tenfiktion nach § 3 Abs. 3a UStG (dazu unter 3.3) bis hin zu einer 
potenziellen Haftung des Marktplatzbetreibers für nicht entrich-
tete Steuer seitens der Händler (dazu unter 3.4) sein.

Diese ineinandergreifenden Regelungen stellen Plattformbe-
treiber und Online-Händler vor die Herausforderung, je nach 
Fallgestaltung die richtige steuerliche Rechtsfolge zu ziehen. 
Anderenfalls riskieren sie z. B. falsche Rechnungen auszustellen 
und ggf. nach § 14c UStG Umsatzsteuer zu schulden.

3.2  Ausschließlich inländische Sachverhalte — Anwendung der 
sog. „Ladenrechtsprechung“
In Fällen, in denen sowohl der Online-Händler als auch der Platt-
formbetreiber ihren Sitz oder eine Betriebsstätte im Inland ha-
ben, spielt die sog. Laden-Rechtsprechung des BFH eine wichtige 
Rolle für die Frage, zwischen welchen Personen ein Leistungs-
austausch stattfindet.

Die Ladenrechtsprechung hatte ursprünglich Sachverhalte vor 
Augen, in denen Ladeninhaber in ihren Verkaufsräumen Waren 
Dritter an Privatpersonen verkauften. Dabei traten sie als Ver-
mittler auf, also der Verkauf dieser Waren erfolgte im Namen und 
für Rechnung der Dritten. Hierdurch schlossen die Endkunden 
zwar Verträge mit den Dritten und nicht mit dem Ladeninhaber. 
Problematisch hierbei ist jedoch, dass es für die Erwerber nicht 
ohne Weiteres erkennbar ist, mit wem sie eigentlich zivilrechtlich 
einen Vertrag schließen. Der BFH entschied sich daher, dass ab-
weichend von der zivilrechtlichen Ausgestaltung der Ladeninha-
ber für umsatzsteuerliche Zwecke einen eigenen Umsatz tätigt, 
sofern aus der Sicht eines durchschnittlichen Verbrauchers keine 
Anhaltspunkte dafür ersichtlich sind, dass dieser im fremden 
Namen oder für fremde Rechnung handelt.6 Insofern fand ein 
Leistungsaustausch nicht zwischen den Erwerbern und den 

6	 BFH v. 16.03.2000, V R 44/99, BStBl. II 2000, S. 361.



4 © 02/2026 DWS-Medien, Berlin

Lieferungen über Internetplattformen — Online-Versandhandel, elektronische Marktplätze einschl. Portalhaftung § 25e UStG

Dritten, sondern zwischen den Erwerbern und dem Ladeninhaber 
statt. Beschränkt wurde diese Rechtsprechung indes zunächst 
nur auf den Verkauf von Waren des täglichen Bedarfs.7

Diese ursprünglich für „analoge“ Läden entwickelten Kriterien 
hat der BFH auch bei dem Verkauf von Waren über Internet-
Plattformen für entsprechend anwendbar erklärt.8 Die Grund-
sätze dieser Rechtsprechung sind von der Finanzverwaltung als 
allgemein anwendbar anerkannt.9 Entscheidend ist auch hier, ob 
die Plattform von ihrer äußeren Gestaltung her einem Durch-
schnittserwerber suggeriert, nicht als Vermittler tätig zu sein, 
sondern die angebotenen Produkte im eigenen Namen verkaufen 
zu wollen. Das kann je nach den Umständen des Einzelfalls selbst 
dann gelten, wenn in den AGB die Rede davon sein sollte, dass 
die Plattform nur als Vermittler auftrete.10

Aus Sicht der Online-Händler und Plattform-Betreiber ist deshalb 
entscheidend, den Auftritt und die Gestaltung des Marktplatzes 
unter diesem umsatzsteuerlichen Aspekt genau zu beurteilen 
und ggf. Maßnahmen zu ergreifen, um Rechtsunsicherheiten zu 
vermeiden.

3.3  Sachverhalte mit Drittlandsbezug — Lieferkettenfiktion 
nach § 3 Abs. 3a UStG
3.3.1  Überblick
Der Gesetzgeber hatte bereits mit der Schaffung des § 3 Abs. 11a 
UStG eine besondere Regelung für Plattformgeschäfte im Falle 
von sonstigen Leistungen eingeführt (siehe dazu Merkblatt Sons-
tige Leistungen über Internetplattformen Nr. 1881).

Durch das Mehrwertsteuer-Digitalpaket wurde durch § 3 Abs. 3a 
UStG bzw. Art. 14a MwStSystRL eine ähnliche Regelung für 
Warenlieferungen über elektronische Marktplätze geschaffen. 
Die Vorschrift sieht wie auch § 3 Abs. 11a UStG vor, dass unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Leistungskette zwischen 
Händler, Plattformbetreiber und Endkunden fingiert wird. Anders 
als § 3 Abs. 11a UStG erfasst § 3 Abs. 3a UStG Fälle mit Dritt-

7	 Siehe BFH v. 16.03.2000, V R 44/99, BStBl. II 2000, S. 361.
8	 Vgl. BFH v. 15.05.2012, XI R 16/10, BStBl. II 2013, S. 49, Rz. 25 f.
9	 BStBl. II 2013, S. 49.
10	 FG Thüringen v. 22.10.2019, 3 K 309/19, juris.

landsbezug. Dieser kann in zwei Varianten auftreten: Entweder 
hat der liefernde Händler seinen Sitz außerhalb der EU (Händler-
Drittlandsbezug) oder aber die Ware wird aus dem Drittland in 
die EU versendet (Waren-Drittlandsbezug).

Beim Händler-Drittlandsbezug sieht § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG eine 
Lieferkettenfiktion bei Warenbewegungen innerhalb der EU vor 
(sog. innergemeinschaftliche Lieferkettenfiktion). § 3 Abs. 3a 
Satz 2 UStG regelt wiederum eine Lieferkettenfiktion für Fälle 
eines Waren-Drittlandsbezugs, sofern die Lieferungen einen 
Sachwert von höchstens 150 € aufweisen (sog. Lieferketten
fiktion bei Kleinbetragslieferungen). Anders als bei § 3 Abs. 11a 
UStG findet allerdings § 3 Abs. 3a UStG im Wesentlichen nur 
dann Anwendung, wenn es sich bei dem Endkunden um eine 
Privatperson handelt.

Im Zusammenhang mit diesen Vorschriften stehen zum einen 
§ 3 Abs. 6b UStG, zum anderen die Steuerbefreiung in § 4 
Nr. 4c UStG. § 3 Abs. 6b UStG gibt vor, dass bei Anwendung der 
Schnittstellenregelung die zweite Lieferung, also die Lieferung 
des Plattformbetreibers an den Endkunden, die Beförderungs- 
bzw. Versendungslieferung sein soll (sog. bewegte Lieferung). 
Hingegen bestimmt § 4 Nr. 4c UStG, dass die erste Lieferung 
des Händlers an die Plattform (ruhende Lieferung) bei Anwen-
dung der innergemeinschaftlichen Lieferkettenfiktion steuerfrei 
ist.

Ziel der Schnittstellenregelung in § 3 Abs. 3a UStG — neben der 
vorbezeichneten Vereinfachung in der Praxis — ist es, zu ge-
währleisten, dass Lieferungen möglichst dort besteuert werden 
sollen, wo sie auch verbraucht werden. Daneben bezweckt die 
Vorschrift, Mehrwertsteuerbetrug zu bekämpfen, der von Online-
Händlern begangen wird, die im Drittland ansässig und dadurch 
für den Steuervollzug nicht greifbar sind.11

3.3.2  Drittlandsbezug des Online-Händlers — Innergemein-
schaftliche Lieferkettenfiktion, § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG
Bestellt der Kunde über eine elektronische Schnittstelle die 
Ware, kann sich die Situation z. B. wie folgt darstellen:

11	 Vgl. Grambeck, BeckOK UStG, Weymüller, 47. Edition, 
Stand: 01.01.2026, § 3, Rn. 300.

Abb. 1: Ausgangslage für § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG
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Voraussetzungen

Die Fiktion einer Lieferkette für Online-Händler mit Sitz im Dritt-
land greift unter folgenden Voraussetzungen:

1.	 Vorliegen einer elektronischen Schnittstelle,
2.	 der Betreiber der Schnittstelle ist Unternehmer nach § 2 

Abs. 1 UStG,
3.	 mittels der elektronischen Schnittstelle wird die Lieferung 

eines Gegenstandes unterstützt,
4.	 der Gegenstand wird befördert oder versendet,
5.	 der liefernde Händler ist ein nicht im Gemeinschaftsgebiet 

ansässiger Unternehmer,
6.	 der Erwerber ist eine Person nach § 3a Abs. 5 UStG und
7.	 die Beförderung oder Versendung beginnt und endet im Ge-

meinschaftsgebiet.

Eine elektronische Schnittstelle ist gem. § 3 Abs. 3a Satz 3 UStG 
ein elektronischer Marktplatz, eine elektronische Plattform, ein 
elektronisches Portal o. Ä. Nach Ansicht der Finanzverwaltung ist 
ausgehend von dieser Regelung ein weites Verständnis zugrunde 
zu legen.12

Wann eine Lieferung mittels der elektronischen Schnittstelle 
unterstützt wird, beantwortet Art. 5b MwStVO. Danach ist gem. 
Art. 5b UAbs. 1 MwStVO ein Unterstützen dann gegeben, wenn 
die elektronische Schnittstelle die Kontaktaufnahme zwischen 
Lieferer und Empfänger ermöglicht und dadurch ihr Beitrag 
grundlegend ist, damit eine Lieferung überhaupt zustande 
kommt.13

Kein Unterstützen liegt hingegen gem. Art. 5b UAbs. 2 MwStVO 
vor, wenn kumulativ die nachfolgenden Voraussetzungen gege-
ben sind:

1.	 Der Portalbetreiber legt keine Bedingungen für die Lieferung 
der Gegenstände fest, weder unmittelbar noch mittelbar,

2.	 der Portalbetreiber ist nicht an der Autorisierung der Ab-
rechnung bzgl. der Zahlung beteiligt, weder unmittelbar noch 
mittelbar und

3.	 der Portalbetreiber beteiligt sich nicht an der Bestellung oder 
Lieferung der Gegenstände, weder unmittelbar noch mittel-
bar.14

Die Finanzverwaltung hat eine Liste bestimmter (nicht abschlie-
ßender) Kriterien formuliert, die auf das Vorliegen eines Unter-
stützens i. S. d. § 3 Abs. 3a UStG hindeuten.15 Hierzu gehören 
insb.:

•	 Die elektronische Schnittstelle legt Regeln für die Auflistung 
und den Verkauf von Gegenständen über ihre Plattform fest.

•	 Die elektronische Schnittstelle stellt die technische Lösung 
für die Erteilung der Bestellung oder die Einleitung des Kaufs 
bereit (z. B. durch Platzierung der Gegenstände in einem 
Warenkorb).

•	 Die elektronische Schnittstelle übermittelt dem Erwerber und 
dem Lieferer die Bestätigung und/oder die Einzelheiten der 
Bestellung.

12	 Abschn. 3.18 Abs. 3 Satz 1 UStAE.
13	 Vgl. auch Abschn. 3.18 Abs. 3 Satz 2 UStAE.
14	 Vgl. Abschn. 3.18 Abs. 3 Satz 4 UStAE.
15	 Abschn. 3.18 Abs. 3 Sätze 4 bis 7 UStAE.

•	 Die elektronische Schnittstelle verbindet den Erwerber mit 
einem Dritten, der die Zahlung entsprechend den Anweisun-
gen der elektronischen Schnittstelle verarbeitet.

•	 Die elektronische Schnittstelle erbringt Fulfillment-Dienst-
leistungen für den Lieferer.16

Kein Unterstützen und damit keine Lieferkettenfiktion ist i. d. R. 
anzunehmen, wenn Unternehmer lediglich eine der nachfolgen-
den Leistungen anbieten:

•	 Die Verarbeitung von Zahlungen im Zusammenhang mit der 
Lieferung von Gegenständen,

•	 die Auflistung von Gegenständen oder die Werbung für diese 
oder

•	 die Weiterleitung oder Vermittlung von Erwerbern an andere 
elektronische Schnittstellen, über die Gegenstände zum Ver-
kauf angeboten werden, ohne dass eine weitere Einbindung in 
die Lieferung besteht.17

Zu den übrigen Voraussetzungen:

•	 Eine Beförderung oder Versendung liegt vor, wenn die Vor-
aussetzungen des § 3 Abs. 6 Satz 2 und 3 UStG erfüllt sind. 
Befördern ist jede Fortbewegung eines Gegenstands. Ver-
senden liegt vor, wenn jemand die Beförderung durch einen 
selbstständigen Beauftragten ausführen oder besorgen lässt.

•	 Personen nach § 3a Abs. 5 UStG sind überwiegend Privat-
personen. Einer Privatperson gleichgesetzt werden nach der 
Vorschrift juristische Personen ohne UStID-Nr. Anders als es 
etwa in § 3c UStG der Fall ist, werden aber sog. „Schwellener-
werber“ nach § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG nicht zum Empfängerkreis 
gezählt.

•	 Die Beförderung oder Versendung muss im Gemeinschaftsge-
biet beginnen und enden. Nicht vorausgesetzt wird, dass der 
Gegenstand mehrere EU-Binnengrenzen passieren muss. Für 
die Anwendbarkeit der Lieferkettenfiktion ist es ausreichend, 
dass die Ware auch nur innerhalb eines Mitgliedstaats bewegt 
wird.

Rechtsfolge

Liegen alle Voraussetzungen des § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG vor, 
ergibt sich als Konsequenz der Fiktion einer Leistungskette ein 
Reihengeschäft, weil die Ware direkt vom ersten Unternehmer 
(Online-Händler) an den letzten Abnehmer (Kunde) gelangt. Wie 
bei allen Reihengeschäften gibt es nur eine bewegte Lieferung. 
Diese Zuordnung nimmt der Gesetzgeber selbst vor, sodass 
stets die Lieferung der Schnittstelle an den Kunden die bewegte 
ist (§ 6b UStG). Nur diese kann daher z. B. unter den übrigen 
Voraussetzungen des § 3c UStG ein innergemeinschaftlicher 
Fernverkauf sein. Die (ruhende) Lieferung des Online-Händlers 
würde (bei direktem Warentransport aus dem Drittland) entwe-
der außerhalb der EU liegen und damit nicht umsatzsteuerbar 
sein oder wäre (z. B. bei Einschaltung eines Warenlagers in der 
EU) nach § 4 Nr. 4c UStG und den korrespondierenden Normen 
der übrigen Mitgliedstaaten steuerfrei.

16	 Vgl. in diesem Zusammenhang auch BFH v. 29.04.2020, XI B 113/19, 
DStR 2020, S. 1115 zu den Fällen „Verkauf durch Händler, Versand 
durch Amazon“.

17	 Vgl. auch Abschn. 3.18 Abs. 3 Satz 8 UStAE.
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BEISPIEL Verkäufer V aus der Schweiz verkauft Küchengerä-
te über die Online-Verkaufsplattform des E. Der Kunde K kauft 
einen Topf für 40 € über die Plattform. K ist ein Privatkunde 
aus Deutschland. Der Topf wird von einem Lager in Österreich 
an K verschickt. Keiner der Beteiligten wendet das OSS-Ver-
fahren an. Die Umsätze des E aus Lieferungen in die EU liegen 
jährlich deutlich über 10.000 €.
Der Verkauf des Topfes über die Plattform des E löst ein fiktives 
Reihengeschäft aus nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG. Vorliegend 
wird nämlich eine elektronische Schnittstelle zur Unterstützung 
einer Lieferung genutzt, da die Warenbestellung vollständig 
über die Plattform erfolgte. V ist nicht im Gemeinschaftsgebiet 
ansässig, K ist eine Privatperson. Zudem beginnt die Versen-
dung in einem Mitgliedstaat (Österreich) und endet im Gemein-
schaftsgebiet (Deutschland). Die Lieferung des V an E ist damit 
zwar in Österreich steuerbar, aber dort (nach der korrespondie-
renden österreichischen Norm zu § 4 Nr. 4c UStG) steuerfrei. 
E wiederum tätigt wegen § 3 Abs. 6b UStG eine nach § 3c 
Abs. 1 UStG in Deutschland steuerbare und steuerpflichtige Lie-
ferung an K. Diese muss er im Rahmen des allgemeinen Besteu-
erungsverfahrens nach § 18 UStG in Deutschland erklären, da 
er nicht das OSS-Verfahren nach § 18j UStG anwendet.

3.3.3  Drittlandsbezug der Ware — Lieferkettenfiktion bei 
Kleinbetragslieferungen, § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG
Sofern Lieferungen aus dem Drittland mit einem Sachwert von 
höchstens 150 € erfolgen, kommt die Lieferkettenfiktion nach § 3 
Abs. 3a Satz 2 UStG infrage. Auf den Sitz des Händlers kommt es 
für die Anwendung des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG nicht an.

Voraussetzungen

Hierfür sind die nachfolgenden Voraussetzungen erforderlich:

1.	 Vorliegen einer elektronischen Schnittstelle,
2.	 der Betreiber der Schnittstelle ist Unternehmer nach § 2 

Abs. 1 UStG,
3.	 mittels der elektronischen Schnittstelle wird die Lieferung 

eines Gegenstandes unterstützt,
4.	 der Gegenstand wird befördert oder versendet,

5.	 der Sachwert des gelieferten Gegenstandes beträgt höchs-
tens 150 €,

6.	 der Erwerber ist eine Person nach § 3a Abs. 5 UStG (insb. 
Privatpersonen) oder ein „Schwellenerwerber“ nach § 1a 
Abs. 3 Nr. 1 UStG,18

7.	 die Beförderung oder Versendung beginnt im Drittland und 
endet im Gemeinschaftsgebiet, § 3 Abs. 3a Satz 4 UStG und

8.	 es werden keine neuen Fahrzeuge geliefert, keine Montage-
und keine Installationslieferungen getätigt, § 3 Abs. 3a 
Satz 6 UStG.

HINWEIS Die Voraussetzungen in Nr. 1 bis 4 sind identisch mit 
denen der innergemeinschaftlichen Lieferkettenfiktion gem. 
§ 3 Abs. 3a Satz 1 UStG.

Die Sachwertgrenze knüpft an das Zollrecht an.19 Nach der 
Finanzverwaltung ist der Sachwert der Preis der Waren selbst 
beim Verkauf zur Ausfuhr in das Zollgebiet der EU und zwar 
grundsätzlich ohne Transportkosten, Steuern und Abgaben.20 

Lediglich, wenn in der Rechnung nicht zwischen Ware und sonsti-
gen Kosten (Transport, Versicherung, Steuern etc.) differenziert 
wird, sondern nur ein einheitlicher Preis ausgewiesen wird, stellt 
die Finanzverwaltung auf diesen Gesamtpreis ab. Maßgeblich 
ist der gesamte Sachwert der Sendung, nicht ihrer einzelnen 
Bestandteile.21

18	 Einer Privatperson gleichgesetzt werden juristische Personen ohne 
UStID-Nr. und sog. „Schwellenerwerber“ nach § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG, 
siehe § 3 Abs. 3a Satz 5 UStG.

19	 Siehe Art. 1, Art. 23 VO (EG) 1186/2009.
20	 Abschn. 3.18 Abs. 7 UStAE.
21	 Joost/Oldenburg, MwStR 2020, S. 773, 774.

Abb. 2: Rechtsfolgen bei Anwendung des § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG

Die Situation kann sich wie folgt darstellen:
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HINWEIS Die Gestaltung der Rechnung kann damit eine 
erhebliche Auswirkung haben. Würde z. B. bei einem Waren-
preis von 140 € lediglich ein Gesamtpreis i. H. v. z. B. 170 € 
angegeben sein, in dem (Umsatz-)Steuern und Transportkos-
ten mit einberechnet sind, ohne dass diese Kosten gesondert 
ausgewiesen werden, würde die Lieferkettenfiktion nach § 3 
Abs. 3a Satz 2 UStG nicht eingreifen. In diesen Fällen kommt 
es dann zu einer Direktlieferung des Online-Händlers an den 
Warenempfänger, deren Leistungsort sich nach § 3c UStG 
richten kann.

Zu den übrigen Voraussetzungen:

•	 Der Empfängerkreis umfasst nunmehr Privatpersonen, juris-
tische Personen ohne UStID-Nr. sowie Schwellenerwerber 
nach § 1a Abs. 3 Nr. 1 UStG. Hierdurch wird ein Gleichklang 
mit dem Empfängerkreis der Bestimmungen in § 3c UStG 
geschaffen.

•	 Die Ware muss vom Drittland in die EU eingeführt werden. 
Unerheblich ist hierbei, ob die Einfuhr im Mitgliedstaat erfolgt, 
in dem der Erwerber seinen (Wohn-)Sitz hat. Eine Differen-
zierung, wie sie § 3c Abs. 2 und 3 UStG treffen, kennt die 
Lieferkettenregelung nicht.

•	 Es darf keine Lieferung neuer Fahrzeuge oder eine Montage-
oder Installationslieferung erfolgen, § 3 Abs. 3a Satz 6 UStG. 
Auch diese Voraussetzung ist abgestimmt auf § 3c UStG, wo-
nach bei solchen Lieferungen die Vorschrift nach § 3c Abs. 5 
Nr. 1 und 2 UStG unanwendbar bleibt.

Rechtsfolge

Auch in den Fällen des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG wird ein Reihen-
geschäft zwischen dem Händler, Plattformbetreiber und Endkun-
den fingiert, bei dem gem. § 3 Abs. 6b UStG die zweite Lieferung 
die bewegte Lieferung darstellt. Die Situation kann sich z. B. wie 
folgt darstellen:

Abb. 3: Rechtsfolgen bei Anwendung des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG unter Anwendung des IOSS-Verfahrens nach § 18k UStG durch den 
Lieferer

Die bewegte Lieferung würde gem. § 3c Abs. 3 Satz 1 UStG bei 
Anwendung des IOSS-Verfahrens durch den Plattformbetreiber 
im Bestimmungsland besteuert werden, sofern eine Einfuhr 
direkt im Bestimmungsland erfolgt (anderenfalls käme ein 
Transit-Einfuhr-Fernverkauf nach § 3c Abs. 2 UStG in Betracht). 
§ 3c Abs. 3 Satz 3 UStG sieht allerdings vor, dass die bewegte 
zweite Lieferung in jedem Fall im Bestimmungsland besteuert 
wird, d. h. auch dann, wenn das IOSS-Verfahren nicht angewendet 
wird. Hiermit soll vermieden werden, dass in Fällen, bei denen 
das IOSS-Verfahren nicht angewendet wird und auch der Händler 
selbst oder ein von ihm Beauftragter die Einfuhr-Umsatzsteuer 
schulden, das Bestimmungslandsprinzip nicht greift.22 Mit der 
Sonderregelung in § 3c Abs. 3 Satz 3 UStG wird damit in den 
Fällen des § 3 Abs. 3a Satz 2 UStG Steuersubstrat in der EU 
gesichert.

Die Einfuhr selbst kann unter den Voraussetzungen des § 5 
Abs. 1 Nr. 7 UStG steuerfrei sein. Hierfür ist allerdings zwingend 
erforderlich, dass der Online-Händler das IOSS-Verfahren nach 
§ 18k UStG anwendet und seine Lieferung an die Plattform im 
Rahmen dieses Verfahrens erklärt. Ist dies nicht der Fall, fällt am 

22	 Ausführlich Wäger, UStB 2021, S. 76, 84 f.

Ort der Einfuhr EUSt an, die allerdings ggf. als Vorsteuer abgezo-
gen werden kann.

3.4  Marktplatzhaftung
3.4.1  Anwendungsbereich
Bereits vor der Umsetzung des Mehrwertsteuer-Digitalpakets be-
stand in Deutschland seit 2019 mit dem § 25e UStG eine Rege-
lung für Online-Marktplätze, die wie der § 3 Abs. 3a UStG ebenso 
darauf abzielt, Umsatzsteuerausfälle auf derartigen Marktplät-
zen vorzubeugen.23 Anders als die Schnittstellenregelung zielt 
§ 25e UStG darauf ab, in bestimmten Fällen den Betreiber einer 
elektronischen Schnittstelle selbst als Haftungsschuldner für 
die Umsatzsteuer der auf dem Portal aktiven Online-Händler in 
Anspruch zu nehmen. Diesem Haftungsrisiko kann ein Portalbe-
treiber nur entgehen, wenn er eine für jeden auf seinem Portal 
als Unternehmer registrierten Online-Händler eine gültige UStID-
Nr. nachweisen kann (§ 22f Abs. 1 Satz UStG).

23	 Nach Schätzungen der Länder war von Steuerausfällen in einem 
„dreistelligen Millionenbereich“ auszugehen, vgl. BR-Drucks. 372/18 
(Beschluss) s. 24 zu Artikel 9.



8 © 02/2026 DWS-Medien, Berlin

Lieferungen über Internetplattformen — Online-Versandhandel, elektronische Marktplätze einschl. Portalhaftung § 25e UStG

HINWEIS Indirekt werden insb. auch Online-Händler getrof-
fen, die gegenüber den Portalbetreibern umfangreich Aus-
künfte nach § 22f UStG erteilen müssen und mit dem Risiko 
bedroht sind, dass Portalbetreiber bei Zweifeln an ihrer 
umsatzsteuerrechtlichen Zuverlässigkeit oder einer entspre-
chenden Offenlegung des Finanzamts, den Händler-Account 
schließen. Wegen der regelmäßig großen Bedeutung dieses 
Vertriebswegs kann dies im Einzelfall existenzbedrohende 
Ausmaße erreichen. Ferner ergeben sich auch für den priva-
ten Online-Handel erhebliche Auswirkungen auf die Händler. 
Denn ein Online-Händler, der (vermeintlich) die Grenze zur 
Unternehmereigenschaft nicht erreicht oder (vermeintlich) 
Kleinunternehmer ist, kann trotzdem zu einer Haftung des 
Portalbetreibers führen, wenn dieser mit den ihm zugängli-
chen Informationen hätte erkennen müssen, dass der Online-
Händler tatsächlich doch (regulärer) Unternehmer ist (§ 25e 
Abs. 3 UStG).

Durch das Mehrwertsteuer-Digitalpaket wurde auch die Markt-
platzhaftung entsprechend angepasst. Weil ab dem 01.07.2021 
nunmehr § 3 Abs. 3a UStG Vorrang hat (vgl. § 25e Abs. 1 zweiter 
Halbsatz UStG), ist der Anwendungsbereich der Vorschrift 
seither eingegrenzt geworden. Nach der Finanzverwaltung wird 
die Marktplatzhaftung nur bei den nachfolgenden Fallgruppen 
angewendet:24

•	 Lieferungen an einen Unternehmer, unabhängig von der An-
sässigkeit des liefernden Unternehmers,

•	 Lieferungen, bei denen die Warenbewegung innerhalb des 
Gemeinschaftsgebietes erfolgt und der liefernde Unternehmer 
im Gemeinschaftsgebiet ansässig ist und

•	 Lieferungen, bei denen die Ware vom Drittlandsgebiet in das 
Gemeinschaftsgebiet eingeführt wird, der Sachwert der Ware 
mehr als 150 € beträgt und sich der Ort der Lieferung nach 
§ 3 Abs. 8 oder § 3c Abs. 2 UStG im Inland befindet, unabhän-
gig von der Ansässigkeit des liefernden Unternehmers.

HINWEIS Sind Lieferungen betroffen, die vor dem 01.07.2021 
auf dem Marktplatz ausgeführt worden sind, findet die alte 
Fassung des § 25e UStG Anwendung (§ 27 Abs. 1 UStG).

3.4.2  Marktplatzhaftung im Kurz-Überblick
Die Portalhaftung ist als Regel-Ausnahme-Rückausnahme-Sys-
tem gestaltet, wobei die Regel eine Haftung der Portalbetreiber 
ist (§ 25e Abs. 1 UStG). Die Haftung entfällt jedoch ausnahms-
weise, wenn der Portalbetreiber seine Pflichten nach § 22f UStG 
erfüllt (insb. Einholung einer gültigen UStID-Nr. von den Online-
Händlern). Hiervon gibt es wiederum wichtige Rückausnahmen, 
v. a. wenn der Portalbetreiber von umsatzsteuerlichem Fehlver-
halten der auf seinem Portal aktiven Online-Händler Kenntnis 
hatte oder Kenntnis hätte haben müssen (§ 25e Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 3 Satz 2 UStG) oder bei einer an den Portalbetreiber ge-
richteten Mitteilung des Finanzamts über ein steuerliches Fehl-
verhalten bestimmter Händler (§ 25e Abs. 4 Satz 1 und 2 UStG).

Unabhängig von einer etwaigen Bösgläubigkeit des Portalbetrei-
bers haftet dieser stets, wenn er von den bei ihm als Unterneh-
mer registrierten Online-Händlern keine gültige UStID-Nr. nach 
§ 22f Abs. 1 Nr. 3 UStG hat (§ 25e Abs. 1 UStG). Diese kann der 
Marktplatzbetreiber im Wege des elektronischen Bestätigungs-
verfahrens nach § 18 Nr. 3 UStG vom Bundeszentralamt für 
Steuern (BZSt) einholen.

24	 Siehe Abschn. 25e.1 Satz 1 UStAE.

HINWEIS Das Erfordernis der gültigen UStID-Nr. zwingt 
Online-Händler dazu, sich in Deutschland für umsatzsteuerli-
che Zwecke zu registrieren, da sie anderenfalls damit rechnen 
müssen, vom Marktplatz ausgeschlossen bzw. gar nicht erst 
zugelassen zu werden.

Nicht erforderlich ist die Vorlage der UStID-Nr. bei Händlern, die 
keine in Deutschland steuerbaren Umsätze haben.25 Das ist etwa 
dann der Fall, wenn Online-Händler aus anderen Mitgliedstaaten 
die Lieferschwelle des § 3c Abs. 4 UStG nicht überschreiten.

Wenn der Marktplatzbetreiber Zweifel an der (umsatz)steu-
erlichen Zuverlässigkeit26 eines Online-Händlers hat, muss 
er, um die eigene Haftung zu vermeiden, den Online-Händler 
auffordern, den Missstand zu beseitigen und hierfür eine Frist 
setzen (höchstens zwei Monate) und ihn vom weiteren Handel 
ausschließen, wenn etwaige steuerliche Pflichtverletzungen nicht 
innerhalb der Frist abgestellt worden sind.27 In diesen Fällen 
besteht daher für den jeweiligen Online-Händler unverzüglicher 
Handlungsbedarf, um entweder

•	 etwaig tatsächlich bestehende umsatzsteuerliche Versäum-
nisse auszuräumen oder

•	 falls keine Versäumnisse bestehen, dies dem Portalbetreiber 
zu erläutern und ggf. nachzuweisen.

3.5  Fulfillment durch die Online-Plattform
3.5.1  Allgemeines
Von großer praktischer Relevanz sind Gestaltungen, in denen 
nicht der Online-Händler, sondern die Online-Plattform selbst er-
hebliche Teile der Erfüllungshandlung (insb. den Versand und die 
Lagerung der Waren) übernimmt. Das Geschäftsmodell lässt sich 
grob wie folgt umschreiben: Der Online-Händler verschickt auf 
Vorrat eine größere Menge seiner Waren an ein oder an verschie-
dene Lager der Online-Plattform (sog. Fulfillment-Center). Diese 
sind bei größeren Online-Marktplätzen i. d. R. auf die gesamte EU 
verteilt. Zu diesem Zeitpunkt steht der Empfänger der einzelnen 
Waren noch nicht fest. Sobald ein Kunde eine Bestellung bei der 
Plattform aufgibt, wird die gelagerte Ware des Händlers aus dem 
Fulfillment-Center an den Kunden geliefert. Hierbei wird dafür 
gesorgt, Waren aus dem möglichst nächstgelegenen Lager zu 
verschicken.

Dies lässt sich z. B. wie in Abbildung 5 dargestellt veranschauli-
chen.

Die Nutzung von Fulfillment-Centern bringt für die Online-Händ-
ler zahlreiche Vorteile mit sich:

•	 Auslagerung des Warenversandes auf die Plattform;
•	 weniger Versendungen, da nur größere Lieferungen an die 

Fulfillment-Center „en bloc“ erfolgen;
•	 schnelle und unkomplizierte Lieferungen an die Kunden wer-

den gewährleistet;
•	 damit einhergehend gesteigerte Kundenzufriedenheit.

3.5.2  Umsatzsteuerliche Besonderheiten bei grenzüberschrei-
tenden Fulfillment-Strukturen
Die gerade für kleine Online-Händler besonders interessanten 
Fulfillment-Services der Portalanbieter konfligieren erheblich 
mit dem Ziel einer einfachen und aufwandsarmen Umsatzbe-

25	 Abschn. 25e.2 Abs. 1 UStAE.
26	 D. h., dass der Online-Händler seinen (umsatz-)steuerlichen Pflich-

ten nicht oder nicht in wesentlichem Umfang nachkommt.
27	 Vgl. Abschn. 25e.2 Abs. 3 Satz 4 UStAE.
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steuerung des E-Commerce. Dies liegt insb. an den folgenden 
Punkten:

Die Einlagerung z. B. von Waren aus Deutschland in ein Fulfill-
ment-Lager in einem anderen Mitgliedstaat führt aus Perspekti-
ve des Online-Händlers zu

•	 einem innergemeinschaftlichen Verbringen, das unter den 
Voraussetzungen des § 4 Nr. 1b UStG i. V. m. § 6a Abs. 2 UStG 
steuerfrei ist und zu einem korrespondierenden

•	 innergemeinschaftlichen Erwerb nach der jeweils mit § 1a 
Abs. 2 UStG korrespondierenden Regelung des Lager-Mit-
gliedstaats durch den Online-Händler.

Daraus folgt, dass sich der Online-Händler grundsätzlich im 
Lager-Mitgliedstaat umsatzsteuerlich registrieren muss, um 
diesen Vorgang richtig abbilden zu können. Denn seit den sog. 
Quick Fixes 2020 greift die Steuerbefreiung für das innerge-
meinschaftliche Verbringungen nur noch, wenn zum Zeitpunkt 
der fiktiven Lieferung eine im Zeitpunkt der Verbringung gültige 
USt-IdNr. des Online-Händlers im Bestimmungsland (Lager-Mit-
gliedstaat) vorliegt und im Abgangsland der Ware eine vollständi-
ge Zusammenfassende Meldung abgegeben wurde.

Da es sich bei dem innergemeinschaftlichen Verbringen nicht um 
innergemeinschaftliche Fernverkäufe handelt, hat der Online-
Händler auch nicht die Möglichkeit, die umsatzsteuerliche Regis-
trierungspflicht im Lager-Mitgliedstaat durch eine Nutzung des 
OSS-Verfahrens zu vermeiden. Der ökonomischen erheblichen 
Vereinfachung durch die Fulfillment-Services steht damit i. d. R. 
eine ganz erhebliche zusätzliche umsatzsteuerliche Admi-
nistration und zusätzliche Kosten für die umsatzsteuerlichen 
Registrierungen in anderen Mitgliedstaaten gegenüber.

Nutzt der Online-Händler grundsätzlich das OSS-Verfahren nach 
§ 18j UStG für innergemeinschaftliche Fernverkäufe, kommt es 
zu einer zusätzlichen Komplexität, weil dieses Verfahren zwar 
einheitlich, jedoch lediglich für innergemeinschaftliche Fern-
verkäufe, nicht aber für Lieferungen ohne Grenzüberschreitung 
greift. Ein deutscher Online-Händler, dessen französische Kunden 
teilweise aus einem Fulfillment-Lager in Frankreich und teilweise 
aus einem Fulfillment-Lager in Deutschland beliefert werden, 
müsste dann zwar die Lieferungen aus Deutschland über das 
OSS-Verfahren, die Lieferungen aus dem französischen Fulfill-
ment-Lager jedoch über die französische Registrierung melden.

Für den Bezug der Fulfillment-Leistung selbst gelten die allge-
meinen Grundsätze. Danach kann aus der Perspektive deutscher 
Online-Händler je nach Sitz bzw. Betriebsstätte des Fulfillment-
Anbieters das Reverse-Charge-Verfahren greifen.

4.  BESONDERE ERKLÄRUNGSVERFAHREN

4.1  Überblick
Die Vorschriften des § 3 Abs. 3a UStG und insb. des § 3c UStG 
werden durch insg. drei besondere Verfahrensregime flankiert. 
Ziel ist es, den Unternehmern die Möglichkeit zu geben, vielfache 
umsatzsteuerliche Registrierungen in den Mitgliedstaaten ihrer 
Kunden zu vermeiden:

•	 § 18i UStG regelt den „One-Stop-Shop“ (OSS), sog. „Nicht-
EU-Regelung“. Es handelt sich um ein vereinfachtes Verfah-
ren für sämtliche sonstige Leistungen im B2C Bereich, sofern 
der Leistungsort beim Leistungsempfänger liegt und der 
Unternehmer nicht in einem EU-Mitgliedstaat ansässig ist. 
Für Lieferungen über Internetplattformen ist dieses Verfahren 
daher nicht relevant.

•	 § 18j UStG regelt den „One-Stop-Shop“ (OSS), sog. „EU-
Regelung“. Dieses bietet ein vereinfachtes Verfahren für 
innergemeinschaftliche Fernverkäufe nach § 3c Abs. 1 UStG, 
für die innergemeinschaftliche Lieferkettenfiktion nach § 3 
Abs. 3a Satz 1 UStG sowie für sämtliche grenzüberschrei-
tenden sonstigen Leistungen im B2C Bereich, sofern der 
Leistungsort beim Leistungsempfänger liegt und der Un-
ternehmer in einem anderen Mitgliedstaat ansässig ist. Bei 
Lieferungen über elektronische Schnittstellen steht dieses 
Verfahren dem Plattformbetreiber zur Verfügung, wenn die 
Lieferkettenfiktion nach § 3 Abs. 3a UStG greift und er die 
Ware in einen anderen Mitgliedstaat liefert. Außerhalb der Lie-
ferkettenfiktion — bei direkten Lieferungen der Online-Händler 
— an die Abnehmer im B2B-Bereich können die Online-Händ-
ler durch dieses Verfahren Registrierungspflichten in anderen 
Mitgliedstaaten vermeiden.

•	 § 18k UStG schließlich regelt den „Import-One-Stop-Shop“ 
(IOSS). Dieses vereinfachte Verfahren ist anwendbar für Fern-
verkäufe aus Drittländern nach § 3c Abs. 2 und 3 UStG sowie 
für die Lieferkettenfiktion bei Kleinstbetragslieferungen nach 
§ 3 Abs. 3a Satz 2 UStG. Es greift also, wenn die Ware aus 
dem Drittland geliefert wird.

Abb. 4: Darstellung der Vorgänge bei Nutzung eines Fulfillment-Centers einer Plattform.
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Eine vereinfachte Übersicht stellt sich wie folgt dar:

OSS (Nicht-
EU-Regelung) 
§ 18i UStG

OSS 
(EU-Regelung) 
§ 18j UStG

IOSS 
§ 18k UStG

Sitz des Online-
Händlers

Drittland Irrelevant Irrelevant

(Grenzüber- 
schreitende)
Leistungsart

Sonstige 
Leistungen

Sonstige Leis- 
tungen und ig.
Fernverkäufe

Einfuhr- 
(Transit)-Fern
verkäufe

Empfänger ist Privatperson 
oder jur. Pers. 
ohne UStID

Privatperson, jur. 
Pers. ohne UStID 
und ggf. Schwel-
lenerwerber

Privatperson, jur. 
Pers. ohne UStID 
oder Schwellen-
erwerber

Sachwertgrenze / / Bis zu 150 €

Tab. 1: Vereinfachte, schematische Darstellung der Anwendungs-
bereiche der einzelnen besonderen Besteuerungsverfahren

4.2  Ablauf
Der Unternehmer, der die Voraussetzungen der §§ 18i bis 18k UStG 
erfüllt, hat in einem Mitgliedstaat seiner Wahl anzuzeigen, dass er 
das jeweilige besondere Besteuerungsverfahren anwenden möch-
te. In Deutschland hat die Anzeige beim BZSt zu erfolgen, §§ 18i 
Abs. 1 Satz 2, 18j Abs. 1 Satz 2, 18k Abs. 1 Satz 2 UStG.

In der Folge sind sämtliche Umsätze, die von den jeweiligen Ver-
fahren erfasst werden, in dem Mitgliedstaat gesammelt zu erklä-
ren, in dem die Anzeige erfolgt ist, §§ 18i Abs. 3, 18j Abs. 4, 18k 
Abs. 4 UStG. Die Erklärung ist spätestens innerhalb eines Monats 
nach Ablauf des jeweiligen Besteuerungszeitraumes, wobei in 
Deutschland für das OSS-Verfahren nach §§ 18i und 18j UStG Be-
steuerungszeitraum das Kalendervierteljahr ist nach § 16 Abs. 1c 
Satz 1, Abs. 1d Satz 1 UStG, hingegen für das IOSS-Verfahren nach 
§ 18k UStG der Kalendermonat nach § 16 Abs. 1e Satz 1 UStG. 
Eine Dauerfristverlängerung ist hierbei nicht möglich.

Gibt der Unternehmer die Erklärungen wiederholt nicht oder 
nicht rechtzeitig ab, wird er vom jeweiligen besonderen Besteu-
erungsverfahren ausgeschlossen, §§ 18i Abs. 5, 18j Abs. 6, 18k 
Abs. 6 UStG.

Die nachfolgenden DWS-Merkblätter bieten weitere Hilfestel-
lung:

•	 Merkblatt Nr. 1881 Sonstige Leistungen über Internetplattfor-
men — Steuerliche Behandlung von Umsätzen

•	 Merkblatt Nr. 1882 Besteuerung von Influencern, Youtubern 
und Bloggern

HINWEIS Im Zuge der großen unionsrechtlichen Mehrwert-
steuerreform „VAT in the digital Age“, wird mit Wirkung zu 
2027 und 2028 auch das OSS-Verfahren erweitert werden.

Dr. Bastian Liegmann, Rechtsanwalt, Steuerberater


